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Citizenship/Bürgerschaft 

Jesper Reddig (Münster University) 

 

Einleitung 

Citizenship1  – oder Bürgerschaft – bedeutet im Allgemeinen die Mitgliedschaft in einer 

politischen Gemeinschaft, die für ihre Mitglieder bestimmte Rechte und Pflichten festlegt 

(Bellamy). In der modernen westlichen Welt wird diese politische Gemeinschaft meist als 

Nationalstaat verstanden, daher wird Citizenship häufig mit „Staatsbürgerschaft“ übersetzt. 

Aber auch supranationale Institutionen wie die Europäische Union können ein Rahmen für 

Citizenship sein (Olsen).2 Die Bedingungen für die Mitgliedschaft und die damit verbundenen 

Rechte und Pflichten wurden im Lauf der Geschichte unterschiedlich ausgelegt, was zeigt, dass 

das Konzept von Citizenship nicht universell gegeben ist, sondern sich mit der Zeit verändert.3 

Je nach Kontext, spielen dabei soziale und administrative Kräfte und Entwicklungen eine Rolle. 

Wichtig ist: Während Citizenship innerhalb einer Gemeinschaft Gleichheit vor dem Gesetz 

schafft, werden Menschen, die nicht dazugehören, wie Asylsuchende oder Migrant*innen, oft 

ungleich behandelt und in ihren Rechten beschnitten. Citizenship ist also nicht nur ein Ausdruck 

für die Zugehörigkeit, sondern auch ein Status, der Menschen voneinander trennt und 

ausschließt (Isin und Nyers). 

Citizenship kann daher auch als ein Mittel gesehen werden, das soziale Unterschiede 

schafft und festigt. Sie vereint Menschen innerhalb der eigenen Gemeinschaft, grenzt aber 

                                                 
1 Citizenship wird hier nicht mit den deutschen Begriffen „Staatsbürgerschaft“ oder „Staatsangehörigkeit“ 
übersetzt, da diese im Deutschen eine engere Bedeutung haben. Während „Staatsangehörigkeit“ im Sinne von 

„Nationalität“ verstanden wird und zunächst nur die formale Zugehörigkeit zu einem Staat bezeichnet, umfasst 
„Staatsbürgerschaft“ auch formalisiertes Recht und bürgerliche Pflichten, die durch Gesetze geregelt sind. Im 
Englischen deckt der Begriff Citizenship eine noch breitere Bedeutung ab, die neben rechtlichen Aspekten auch die 
soziale, kulturelle und politische Dimension bürgerlicher Mitgliedschaft umfasst. Der vorliegende Beitrag legt 

einen Schwerpunkt gerade auch auf die aktive Ausübung von Citizenship – also die politische Teilhabe und das 
Engagement der Bürger*innen – und verwendet den einschlägigen englischen Begriff.  
2 Ebenso gilt dies für subnationale Institutionen, wie etwa die moderne Stadt. Tatsächlich hat die Forschung zu 

sog. „urban citizenship“ in den letzten Jahren stark zugenommen. Aus Platzgründen wird dieses Thema im 

vorliegenden Beitrag nicht behandelt, einen hervorragenden Einstieg bietet allerdings Wood.  
3 Die zwei klassischen Wege, um Citizenship zu erlangen, sind durch Geburtsrecht, bekannt als jus soli („Recht 

des Bodens“), und durch Abstammung, bekannt als jus sanguinis („Recht des Blutes“). In Europa wird das 

Geburtsrecht vor allem mit Frankreich in Verbindung gebracht, während das Abstammungsprinzip besonders auf 

Deutschland zutrifft. In der Fachliteratur werden beide Prinzipien und beide Länder in ihrer jeweiligen Tradition  

oft gegenübergestellt, sodass auf dieser Grundlage weiter erläutert und differenziert werden kann (Brubaker).  
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gleichzeitig diejenigen aus, die außerhalb dieser Gemeinschaft stehen (Brubaker). Wenn 

Citizenship, wie beschrieben, das Ergebnis von historischen Entwicklungen und 

gesellschaftlichen Aushandlungen ist, gilt dies allerdings ebenso für die sozialen Grenzen, die 

dadurch entstehen. Citizenship sollte darum nicht nur als technischer Status betrachtet werden, 

der Menschen zugeteilt wird (oder eben nicht). Vielmehr kann sie von den Menschen selbst, 

besonders in Zeiten des Wandels, aktiv eingefordert und mitsamt ihrem Rechtsstatus neu 

erkämpft werden, also mit Leben gefüllt werden. Neuere Forschungen beschäftigen sich 

besonders mit dieser Idee der „Performanz“ von Citizenship – also dem aktiven Ausüben oder 

Erkämpfen von Rechten. 

Einerseits ist der technische Begriff von Citizenship wichtig, um den Zugang zu Rechten 

in einer Gemeinschaft zu verstehen. Andererseits hängt eine pluralistische und demokratische 

Gesellschaft davon ab, dass alle Menschen vor Ort sich einmischen und mitmachen, egal ob sie 

offiziell als Bürger*innen gelten oder nicht. Auch Nicht-Bürger*innen sind politische Subjekte, 

die den öffentlichen Raum nutzen und die Diskussionen mitgestalten, und somit einen 

Unterschied im sozialen Gefüge machen – Fragen von Recht und Zugehörigkeit eingeschlossen 

(Isin und Nyers). Dies führt letztlich zu zwei Dimensionen von Citizenship, die die folgenden 

Überlegungen strukturieren werden: Die erste Dimension ist die rechtlich verankerte, sog. 

„formale“ Seite von Citizenship. Die zweite Dimension ist die partizipative, sog. 

„substanzielle“ Seite, bei der es um aktive Teilhabe geht (Bottomore). 

 

Republikanische und liberale Ursprünge 

Historiker*innen unterscheiden zwei Haupttraditionen von Citizenship, die sich von der Antike 

bis in die heutigen demokratischen Gesellschaften ziehen. Die spezifische Person des  

„Bürgers“ (zunächst nur männlich) wurde dabei erstmals im klassischen Altertum definiert, wo 

der Bürger ein offizielles Mitglied entweder in der „athenischen polis“ oder der „römischen res 

publica“ war – einer besonderen Art von Gemeinschaft, die nur bei diesen antiken 

Mittelmeervölkern existierte und von ihnen ins spätere Europa transportiert wurde (Pocock). 

Die ersten Formen von Bürgerversammlungen und Selbstverwaltung entstanden dabei 

in den Stadtstaaten des antiken Griechenlands. Denn im Gegensatz zu den ausgedehnten 

Reichen Ägyptens oder Mesopotamiens, die zeitgleich weiter östlich existierten, waren diese 

Stadtstaaten klein genug, um ihren Bewohner*innen ein öffentliches Forum zu bieten, in dem 

gemeinsame Angelegenheiten diskutiert und entschieden wurden. Gleichsam auf dem 
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Markplatz entwickelte sich so eine frühe Form der direkten Demokratie, die Aristoteles als 

Prinzip des „Herrschens und Beherrschtwerdens“ beschrieb (Burchell). Auch wenn Frauen, 

Kinder, Sklaven und Zugezogene in diesem frühen Citizenship-Modell ausgeschlossen waren 

– nur männliche Haushaltsvorstände ab 20 Jahren konnten Bürger werden (Bellamy) –, bleibt 

es einflussreich bis zum heutigen Tag, weil es auf demokratischen Grundwerten wie 

öffentlicher Debatte und gesellschaftlichem Konsens basiert. In der politischen Philosophie 

nennt man diese Tradition „republikanisch“. Dies stammt vom lateinischen Begriff res publica, 

was „öffentliche Angelegenheit“ bedeutet. Öffentlichkeit, breite Beteiligung, offener 

Austausch und die daraus hervorgehende Selbstverwaltung sind demnach wesentliche 

Merkmale des Republikanismus (Dagger). 

Das römische Reich wird oft als Gegenstück zum griechischen Modell betrachtet. 

Demnach wies die römische Republik anfangs noch Merkmale des athenischen Vorbilds auf, 

wuchs jedoch im Laufe der Jahrhunderte zu einem riesigen Reich heran, das große Teile 

Europas, Nordafrikas und Westasiens umfasste. Dadurch wurde das direkte und partizipative 

Prinzip von Citizenship impraktikabel und es entstand eine neue Form, die als civitas sine 

suffragio bezeichnet wird, also „Bürgerschaft ohne Wahlrecht“ (Bellamy). In Zeiten großer 

Eroberungen diente sie der Stabilisierung des Imperiums (Balot). Denn während eine 

Vollbürgerschaft im römischen Zentrum fortbestand – auch hier als männliches Privileg in der 

sozialen Oberschicht –, erhielten Menschen in neu eroberten Gebieten zwar kein Wahlrecht, 

aber doch spezielle Sonderrechte, die ihre Loyalität sicherten und den sozialen und 

wirtschaftlichen Zusammenhalt im Reich förderten (Balot). Dies bezog sich v.a. auf 

Freiheitsrechte, wie das Recht auf Eigentum und freien Handel, sowie den Schutz der eigenen 

Interessen durch das römische Gesetz (Eckstein). Aufgrund seiner Betonung des persönlichen 

Wohlergehens und wirtschaftlicher Selbstbestimmung des Einzelnen wird das römische 

Citizenship-Modell als „liberal“ bezeichnet, abgeleitet vom lateinischen liberalis für „frei“. In 

dem Sinne geht der Liberalismus bis heute stets vom freien Individuum aus (Schuck). 

Über Jahrhunderte hinweg, durch Debatten, Neubewertungen und den Einfluss von 

Denker*innen wie Niccolò Machiavelli, Jean-Jacques Rousseau oder Hannah Arendt, haben 

sich republikanische und liberale Vorstellungen von Citizenship entwickelt und prägen noch 

immer unsere politische Welt (Zander). Sie bieten nach wie vor unterschiedliche Antworten auf 

grundsätzliche politische Herausforderungen, wie die Frage, welche gesellschaftlichen Werte 

wichtig und gerecht sind und wie sie verwirklicht werden können (Honohan). Das „Modell der 
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Marktplatz-Debatte“ des Republikanismus stellt dabei die Gemeinschaft über das Individuum. 

Es zielt in der Praxis etwa auf umfassende Teilhabe und starke soziale Absicherung für alle 

Bürger*innen ab, gestützt auf Ideen von Solidarität, Chancengleichheit und Allgemeinwohl. 

Die republikanische Tradition stützt sich also besonders auf das in der Einleitung erwähnte 

„substanzielle“ Element von Citizenship. Im Gegensatz dazu steht das „Modell des freien 

Marktes“, also des Liberalismus (in ökonomischer Variante: Neoliberalismus), das heute 

besonders in den kapitalistischen Volkswirtschaften der westlichen Länder und in der EU 

vorherrscht. Dieses Modell setzt auf möglichst wenig Einmischung durch die Gemeinschaft, 

d.h. auch möglichst wenig staatliche Intervention, schützt private Rechte stark und definiert die 

Mitgliedschaft der Bürger*innen eher durch abstrakte rechtliche Rahmenbedingungen. Es geht 

somit vom in der Einleitung erwähnten „formalen“ Citizenship-Element aus (Elster). 

 

Citizenship und die Europäische Union 

Im Zuge der Globalisierung sind viele Ansätze entstanden, die das Konzept von Citizenship 

über die Grenzen des Nationalstaats hinausdenken. In der englischen Fachliteratur werden diese 

ganz unterschiedlich bezeichnet, etwa als „transnational citizenship“ (Bauböck), „cosmopolitan 

citizenship“ (Linklater), „diasporic citizenship“ (Collyer) oder „post-territorial citizenship“ 

(Ragazzi). Besonders im Fokus von Forschung und Wissenschaft steht dabei die Entstehung 

und Entwicklung der Europäischen Union – vor allem im Hinblick auf europäische Grundwerte 

wie die Garantie von universellen Menschenrechten für alle, ein erklärtes Ziel der EU. Eine 

vielbeachtete soziologische Studie hatte schon in den 1950er Jahren die These aufgestellt, dass 

die Nationalstaaten Europas seit dem 18. Jahrhundert schrittweise immer mehr Rechte für ihre 

Gesellschaften eingeführt haben: zuerst bürgerliche Rechte (wie Meinungs- und 

Religionsfreiheit), dann politische Rechte (wie das Wahlrecht und die Möglichkeit, selbst in 

Wahlen zu kandidieren) und schließlich soziale Rechte (wie Zugang zu Bildung, 

Gesundheitsversorgung und sozialer Sicherheit) (Marshall). Diese Rechte wurden demzufolge 

immer mehr Menschen zugänglich gemacht. Die Frage ist heutzutage, ob die Europäische 

Union dem universellen Anspruch gerecht wird. Die Einführung einer EU-Citizenship gilt dabei 

als „einzigartiges Experiment“, durch das versucht wird, eine überstaatliche politische 

Gemeinschaft zu schaffen, die nationale Grenzen überwindet und gemeinsame Rechte für alle 

sichert (Maas). 
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Der Weg dorthin war lang, wobei ein entscheidender Anstoß von internationalen 

Friedensbemühungen nach dem Zweiten Weltkrieg ausging (Maas). Im Laufe jahrzehntelanger 

Verhandlungen über die wirtschaftliche und politische Integration Europas, ausgehend von der 

Gründung der Europäischen Gemeinschaften und dem Ausbau des Binnenmarktes, wurde EU-

Citizenship als überstaatliches Rechtssystem schließlich im Vertrag von Maastricht 1992 

festgehalten (Pullano). Dieser besagt, dass „Unionsbürger ist, wer die Staatsangehörigkeit eines 

Mitgliedstaates besitzt“  (Art. 8). Verschiedene Interpretationen dieses neuen Rechtssystems 

fallen jedoch bis heute sehr unterschiedlich und uneinheitlich aus. Besonders die sog. 

„Marktorientierung“, die in den wirtschaftspolitischen Interessen der Union wurzelt, wird von 

sozialpolitischer Seite manchmal kritisch betrachtet, da der Schwerpunkt zu stark auf 

ökonomischen Rechten und der Mobilität von Arbeitskräften liegt (Kostakopoulou). 

Der Hintergrund ist hier in den kapitalistischen Vorgängermodellen der EU zu suchen, 

wie der Montanunion (ab 1951) oder der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (ab 1957). 

Schon diese frühen Vertragswerke ermöglichten auch den freien Personenverkehr für 

Arbeitnehmer*innen. Mit dem Inkrafttreten des Maastricht-Vertrags wurde dieses Recht 

ausgeweitet, sodass auch Auszubildende, Studierende und teils deren Familienangehörige von 

der Freizügigkeit profitieren konnten (Maas). In den Jahren danach wurde dieses Recht stetig 

erweitert, bis es schließlich zu einem allgemeinen Recht auf Freizügigkeit und Aufenthaltsrecht 

für alle Unionsbürger*innen in allen Mitgliedstaaten führte (Tonkiss). Darüber hinaus wurde 

das Rechtssystem auch auf anderen Gebieten weiterentwickelt und umfasst heute vier 

Hauptbereiche: neben dem Aufenthaltsrecht das Wahlrecht, das Petitionsrecht und das Recht 

auf diplomatischen Schutz innerhalb der EU (Guild). Liberale Denker*innen sehen darin 

insgesamt einen Beleg, dass bürgerliche und politische EU-Rechte auf überstaatlicher Ebene 

gestärkt wurden und sich der Fokus mittlerweile von der rein wirtschaftlichen Bedeutung der 

Union hin zu individuellen Rechten und einem erweiterten Verständnis von persönlicher 

Freiheit verschoben hat (Maas). 

Einige republikanische Denker*innen sind jedoch der Meinung, dass all das noch nicht 

ausreicht (Olsen). Aus ihrer Sicht bleibt die grundsätzliche Frage bestehen, ob die EU 

tatsächlich mehr als nur eine Wirtschaftsunion ist – nämlich eine Kultur- und 

Wertegemeinschaft, die den sozialen Zusammenhalt stärkt und dabei den Nachkriegsidealen 

von Frieden und Gerechtigkeit auch im internationalen Rahmen verpflichtet bleibt. Einer der 

konsequentesten Kritiker in diesem Zusammenhang ist Jürgen Habermas. Er beanstandet, dass 
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die Europäische Union keinen strukturell verankerten Raum für öffentlichen Diskurs bietet, der 

für ihn ein zentrales Merkmal von Demokratie darstellt (Habermas, „Citizenship“). Für 

Habermas genügt es nicht, die EU nur „formal“ als Rechtsgemeinschaft zu institutionalisieren, 

da diese zunehmend von technokratischen Prinzipien geprägt sei (Rees). So bleibe sie letztlich 

ein auf den freien Markt ausgerichtetes Gebilde, das zwar individuelle Rechte absichert, den 

Menschen aber zu einem isolierten, auf seine privaten Interessen reduzierten Akteur mache. 

Freie Individuen – vergleichbar mit „Ich-AGs“ – könnten ihre Rechte einklagen, würden sich 

jedoch kaum selbst am demokratischen Prozess beteiligen und sich ins Private zurückziehen. 

Demgegenüber fordert Habermas eine pluralistische Infrastruktur, die den „öffentlichen Raum“ 

im „substanziellen“ Sinne wiederbelebt und die breite gesellschaftliche Debatte sowie die 

politische Teilhabe fördert (Habermas, „Three Normative Models“). 

Da das Modell der direkten Demokratie aus der athenischen Antike in modernen 

Nationalstaaten nicht umsetzbar ist, geschweige denn im überstaatlichen Rahmen, weist 

Habermas dem kulturellen und dem medialen Sektor eine besondere Rolle zu (Habermas, 

„Citizenship“). In seinem diskursethischen Ansatz haben klassische Institutionen wie die 

Literatur, Zeitungen und andere traditionelle Medien das Potenzial, eine gemeinsame 

europäische politische Kultur zu fördern, die idealerweise in einer Verfassung der EU münden 

sollte (Rees). Diese Idee steht im Zusammenhang mit seinem Konzept des 

„Verfassungspatriotismus“, bei dem die Loyalität der Bürger nicht einer nationalen Identität, 

sondern den übergeordneten demokratischen Werten und Prinzipien der gemeinsam 

erarbeiteten Verfassung gilt (Habermas, „Three Normative Models“). Dieses Projekt bleibt 

jedoch unvollendet. In seinen jüngsten Beiträgen zeigt sich Habermas zunehmend skeptisch 

über den Zustand des öffentlichen Raums auf EU-Ebene. Den Einfluss neuer digitaler Medien 

sieht er kritisch, da sie zur Fragmentierung des Diskurses beitragen und den Niedergang des 

öffentlichen Raums begünstigen. Statt einer offenen Debattenkultur entstehen in dieser Lesart 

abgeschottete Echokammern privater „Bubbles“, in denen sich der Diskurs verengt und die 

Pluralität der Meinungen verloren geht (Habermas, New Structural Transformation). 

Dennoch bleibt Habermas’ Forderung nach aktiver Beteiligung der Bürger*innen 

wichtig. Wie hier dargelegt, kann Citizenship nur dann etwas bewirken, wenn sie in einer 

Auseinandersetzung mit den offiziellen Regeln und Strukturen der Regierung gelebt wird. Dies 

ist entscheidend, um tiefgreifenden Wandel in der demokratischen Gesellschaft zu erreichen. 

Besonders dringend ist solch ein Wandel für die Menschen, die vom europäischen 
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Mitgliedschaftssystem ausgeschlossen sind, wie Migrant*innen und Asylsuchende ohne EU-

Status. Sie leben oft in großer Unsicherheit, sei es in Flüchtlingslagern oder in sogenannten 

„Hotspots“ an den Außengrenzen der Union (Shachar). Schon in den 1990er Jahren wurde vor 

einer „Festung Europa“ gewarnt, in der die Freizügigkeit der EU-Bürger*innen mit immer 

strengeren Einreisebeschränkungen für Nicht-Bürger*innen einhergehe (Bottomore). Diese 

Lage hat sich seitdem weiter verschärft (Carr). Eine EU-Politik und ihre Institutionen verlieren 

angesichts dessen ihre Glaubwürdigkeit, wenn sie die Chancenungleichheit im weltpolitischen 

System weiter akzeptieren und – gerade in der heutigen, globalisierten Welt – nicht über 

eurozentrische Denkweisen hinauskommen (Gutmann). 

Bürgerliches Engagement von unten kann dem etwas entgegensetzen, indem es den 

formal begründeten Status Quo hinterfragt und umzugestalten versucht, auch wenn dies häufig 

zunächst nur auf lokaler Ebene geschieht. Engin Isin hat den Begriff von „activist citizens“ 

geprägt, um Einzelpersonen und zivilgesellschaftliche Bewegungen zu beschreiben, deren 

politisches Engagement vor Ort – in der Gemeinde, bei Nachbarschaftsinitiativen oder im 

Stadtrat – einen echten Unterschied macht. Solche Initiativen können dazu beitragen, lokale 

Probleme anzugehen und die Stimmen von bislang marginalisierten Gruppen zu stärken, 

wodurch ein breiteres Bewusstsein für soziale Gerechtigkeit und politische Teilhabe geschaffen 

wird. Als Beispiel nennt Isin die Solidarity City-Bewegung, die sich für ein Bleiberecht für 

Migrant*innen einsetzt, aber auch auf vielen weiteren Gebieten wie Klimagerechtigkeit, Queer-

Feminismus oder Digitalisierung erstarken derzeit zivilgesellschaftliche Initiativen, die die 

bestehenden Regelungen hinterfragen und alternative Ansätze entwickeln, die den 

Bedürfnissen der Gemeinschaft vor Ort gerecht werden (Isin; Scholz; Curtin; Volpp; Isin und 

Ruppert). An solchen Orten und in solchen Räumen kann sich Citizenship schließlich voll 

entfalten – durch das Zusammenspiel und den produktiven Austausch zwischen den „formalen“ 

politischen Strukturen und deren „substanziellem“ Weiterdenken und Gestalten durch eine 

aktive Bürger*innenschaft. 
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